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» Überbordende Bürokratie »
Seit Jahrzehnten sprechen Politiker, Unternehmer, Berater und insbesonders wir 
Wirtschaftstreuhänder davon, dass die in Österreich ins Maßlose angewach-
sene Bürokratie abgebaut werden müsse. 

Das berühmte 1. Parkinsonsche Gesetz (leicht abgewandelt) trifft die österrei-
chische, aber auch die europäische Bürokratieflut ziemlich genau: „Beschäftigte 
in der Verwaltung verschaffen sich selbst stets Arbeit“.

Eine überbordende Bürokratie „frisst ihre Kinder“, die Unternehmen rutschen in 
eine Bürokratiekrise und die Mitarbeiter in eine Motivationskrise. Der deutsche 
Satiriker Oliver Hasenkamp trifft es auf den Punkt: „Treffen Einfalt und Gründ-
lichkeit zusammen, entsteht Bürokratie“.

Bei der am 25. Mai 2018 in Kraft tretenden EU-Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO) drohen bei nicht ordnungsgemäßer Umsetzung hohe Geldstrafen von 
bis zu 20 Mio. Euro. Weiters müssen ab 1. Juni 2018 viele Unternehmen „ihre wirt- 
schaftlichen Eigentümer“ an das beim Bundesministerium für Finanzen einge-
richtete Register melden.

Im Zuge von behördlichen Überprüfungen müssen wir uns beinahe täglich mit 
Auswüchsen der Bürokratie (Dokumentationen, Evaluierungen u.v.a.m.) herum-
schlagen.

Dass diese Auswüchse System haben, zeigt ein Erlass des Sozialministeriums 
vom 18. Jänner 2018, worin die Arbeitsinspektoren angewiesen werden, bei 
zumindest 38 % der überprüften Unternehmen Mängel festzustellen. 

Wir können nur hoffen, dass dieser Wahnsinn irgendwann ein Ende hat.
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»Betriebsaufgabe und anschließende
entgeltliche Betriebsverpachtung »

»Erste Details zum „Familienbonus Plus“ »

spruch auf einen Familienbonus auf EUR 
500,00 reduziert werden. 

Er kann entweder im Rahmen der Lohn-
verrechnung (ab 2019) durch den Ar-
beitgeber berücksichtigt oder mit der 
Arbeitnehmerveranlagung im darauf 
folgenden Jahr beantragt werden z.B. 
mit der Arbeitnehmerveranlagung 2019 
ab 2020. 

Wie wird sich der Bonus auf das 
Einkommen auswirken?

Der Familienbonus vermindert als Ab-
setzbetrag – im Gegensatz zu den steu-
erlich abzugsfähigen Kinderbetreuungs-
kosten – die Steuerlast direkt. Damit 
reduziert der Familienbonus die Steuer-
belastung tatsächlich um EUR 1.500,00. 

Die Kinderbetreuungskosten dagegen 
reduzieren nur die Bemessungsgrundla-
ge für die Einkommensteuer, womit sich 
die Steuerbelastung in Abhängigkeit 
von der relevanten Progressionsstufe 
um bis zu 55 % reduziert. 

Beispiel: Eine Familie mit einem neun-
jährigen Kind, bei dem ein Elternteil 
EUR 3.500,00 brutto pro Monat ver-
dient, zahlt EUR 7.095,94 Lohnsteuer 
pro Jahr, hierbei ist der Alleinverdiener-
absetzbetrag schon berücksichtigt.

Die Steuerlast reduziert sich mit dem 
Kinderbonus um EUR 1.500,00 auf EUR 
5.595,94 pro Jahr, dies ergibt eine Er-
sparnis von EUR 125,00 im Monat.

Bei einer Betriebsaufgabe mit anschließender Verpachtung werden jene Wirtschafts-
güter, die verpachtet werden, keiner Eigenverbrauchsbesteuerung unterzogen, da die 
umsatzsteuerliche Unternehmereigenschaft nicht beendet wird.

Verpachtet ein Unternehmer seinen Gewerbebetrieb, stellt sich zunächst die Frage, 
ob mit dieser Verpachtung nur ein vorübergehendes Stilllegen seines wirtschaftlichen 
Engagements verbunden ist oder ob der Unternehmer gänzlich sein Interesse an einer 
Betriebsfortführung verloren hat.

Eine Betriebsverpachtung wird als Betriebsaufgabe behandelt, wenn die Umstände 
darauf schließen lassen, dass der Verpächter nach einer allfälligen Beendigung des 
Pachtverhältnisses mit dem vorhandenen Betriebsvermögen nicht mehr in der Lage 
ist, seinen Betrieb fortzuführen oder sonst das Gesamtbild der Verhältnisse für die 
Absicht des Verpächters spricht, den Betrieb nach Auflösung des Pachtvertrages nie 
wieder auf eigene Rechnung und Gefahr weiterzuführen.

Stille Reserven werden aufgedeckt und besteuert

Aus einkommensteuerrechtlicher Sicht hat dies zur Folge, dass der Unternehmer die 
stillen Reserven in seinem Betriebsvermögen aufdecken und auch versteuern muss.

In diesem Zusammenhang können Steuerbegünstigungen in Anspruch genommen 
werden, wie etwa der 

•  Freibetrag in Höhe von EUR 7.300,00

oder 

•  wenn der Betrieb bereits seit Eröffnung oder dem letzten entgeltlichen Erwerb län-
ger als sieben Jahre besteht, entweder die Verteilung des Aufgabegewinns auf drei 
Jahre oder die Besteuerung des Aufgabegewinns mit dem halben durchschnittlichen 
progressiven Einkommensteuertarif, wenn der Unternehmer das 60. Lebensjahr voll-
endet und seine Erwerbstätigkeit eingestellt hat (bzw. auch bei Erwerbsunfähigkeit 
bei körperlicher oder geistiger Behinderung oder Tod des Unternehmers).

In diesem Zusammenhang ist jedoch insbesondere zu beachten, dass ein etwaiger 
Firmenwert bei späterem Verkauf als nachträgliche Betriebseinnahme gesehen wird 
und keine Steuerbegünstigung in Anspruch genommen werden kann.

Auf Basis des Ministerratsbeschlusses 
vom 10.1.2018 können wir Ihnen zum 
„Familienbonus Plus“ erste Informatio-
nen geben.

Der „Familienbonus Plus“ ist ein steuer-
licher Absetzbetrag in der Höhe von EUR 
1.500,00 pro Kind und Jahr und bedeu-
tet, dass sich die persönliche Steuerlast 
um bis zu EUR 1.500,00 pro Kind und pro 
Jahr reduziert. Diese Maßnahme soll mit 
1.1.2019 in Kraft treten. 

Der Bonus steht bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres des Kindes zu, sofern 
Anspruch auf Familienbeihilfe besteht 
und das Kind in Österreich lebt. Für 
volljährige Kinder, für die Familienbei-
hilfe bezogen wird, soll der jährliche An-

Keine Eigenverbrauchs-
besteuerung bei anschließender 
Verpachtung

Aus umsatzsteuerlicher Sicht führt eine 
Betriebsaufgabe zu einer Entnahme der 
Wirtschaftsgüter aus der unternehme-
rischen in die nicht-unternehmerische 
Sphäre. Dies führt somit zu einer Eigen-
verbrauchsbesteuerung. Wird allerdings 
eine Betriebsaufgabe mit anschließender 
Verpachtung gemacht, kommt es für jene 
Wirtschaftsgüter, die verpachtet werden 
(z.B. Gebäude) zu keiner Eigenverbrauchs-
besteuerung, da durch die Verpachtung 
die umsatzsteuerliche Unternehmer- 
eigenschaft nicht beendet wird. 

Diesbezüglich gilt jedoch zu beachten, 
dass die Vermietung gegebenenfalls um-
satzsteuerpflichtig erfolgen sollte, um eine 
etwaige Vorsteuerkorrektur (beispielswei-
se im Gebäude) vermeiden zu können.

ECA-Steuertipp:

Eine gut vorbereitete Betriebs-
aufspaltung – Besitzgesellschaft 
verpachtet an Betriebsgesellschaft – 
kann diese Folgen vermeiden. 
Reden Sie mit uns!
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»Angleichung von Arbeitern und Angestellten »
Mit der im Oktober 2017 beschlossenen Angleichung arbeitsrechtlicher Bestim-
mungen für Angestellte und Arbeiter wurden insbesondere die Regeln zur Entgelt-
fortzahlung im Krankheitsfall sowie die Kündigungsfristen geändert.

Große Unterschiede zwischen den beiden Beschäftigtengruppen bleiben weiterhin 
bei den Entlassungsgründen oder beim kollektiven Arbeitsrecht, etwa getrennte Be-
triebsräte und Kollektivverträge für Arbeiter und Angestellte.

Kündigungsregeln auch für Angestellte mit geringer Arbeitszeit ab 1.1.2018

Die allgemeinen Kündigungsregeln für Angestellte gelten nach neuer Rechtslage auch 
für Personen, die weniger als ein Fünftel der kollektivvertraglichen Normalarbeitszeit 
angestellt sind. Diese Änderung gilt für Beendigungen, die nach dem 31.12.2017 aus-
gesprochen werden.

Entgeltfortzahlung ab 1.7.2018

Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall für Dienstverhinderungen, die nach dem 
30.6.2018 eintreten:

Nun haben sowohl Arbeiter als auch Angestellte bereits nach einem Jahr Anspruch 
auf acht Wochen volle und vier Wochen halbe Entgeltfortzahlung. Die Sprünge auf 
zehn bzw. zwölf Wochen volle und jeweils vier Wochen halbe Entgeltfortzahlung 
nach 15 bzw. 25 Jahren bleiben bestehen. Bei Lehrlingen erhöht sich die Fortzah-
lung der Lehrlingsentschädigung im Krankheitsfall auf acht Wochen volle und vier 
Wochen verminderte Fortzahlung.

Entgeltfortzahlung bei Wiedererkrankung innerhalb eines Arbeitsjahres:

Ab 1.7.2018 steht auch bei Angestellten der Entgeltfortzahlungsanspruch pro Jahr 
zu. Es entsteht somit immer mit Beginn eines neuen Arbeitsjahres ein neuer An-
spruch. Wenn ein Angestellter im selben Arbeitsjahr erneut erkrankt, hat er nur in-
soweit Anspruch auf Entgeltfortzahlung, als er ihn für das betreffende Arbeitsjahr 
noch nicht verbraucht hat. Dies galt bisher schon für Arbeiter.

Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall auch bei einvernehmlicher Auflösung:

Die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall über die Beendigung des Dienstverhält-
nisses hinaus gebührt auch bei einer einvernehmlichen Auflösung des Dienst-
verhältnisses (gilt für Arbeitsverhältnisse, die nach dem 30.6.2018 zur Auflösung 
gebracht werden). Bisher galt dies bereits im Falle einer Arbeitgeberkündigung, 
unberechtigten Entlassung sowie bei einem berechtigten vorzeitigen Austritt.

Angleichung der Kündigungsfristen ab 1.1.2021

Die Kündigungsregeln für Angestellte kommen bei Kündigungen, die nach dem 
31.12.2020 ausgesprochen werden, auch für Arbeiter zur Anwendung. Daher  müs-
sen Dienstgeber auch bei Arbeitern eine mindestens 6-wöchige und Dienstnehmer 
eine mindestens 4-wöchige Kündigungsfrist einhalten. Die Kündigungsfrist für 
Dienstgeber erhöht sich im selben Rhythmus und mit derselben Steigerung wie bei 
den Angestellten mit zunehmenden Dienstjahren. Wie bei den Angestellten ist auch 
bei Arbeitern nur noch dann eine Kündigung zum Ende eines Quartals möglich, wo-
bei davon abweichend einvernehmlich der 15. des Monats oder das Ende des Kalen-
dermonats als Kündigungstermin vereinbart werden kann. Für Branchen, in denen 
Saisonbetriebe überwiegen, können durch Kollektivvertrag abweichende Regelungen 
festgelegt werden.

»Betriebsübergang:
Gebührenbefreiung
bei Ummeldung von 
Fahrzeugen »
Für Neugründungen und Übertra-
gungen von Betrieben sieht das Neu-
gründungs-Förderungsgesetz (NeuFöG) 
eine Gebührenbefreiung für Zulas-
sungsscheine im Zuge der Ummeldung 
von betrieblichen Kraftfahrzeugen vor. 

Folgende Kosten entfallen im Zuge der Be-
triebsübertragung aufgrund des NeuFöG:

•  Stempelgebühren und Bundesver-
waltungsabgaben 

•  Gerichtsgebühren für die Eintragun-
gen in das Firmenbuch 

•  Grunderwerbsteuer wird nicht er-
hoben, soweit der für die Berechnung 
der Steuern maßgebende Wert EUR 
75.000,00 nicht übersteigt. 

Damit ist ein Anwendungsbereich der 
Neugründungsförderung die Gebühren-
befreiung für Zulassungsscheine im Zuge 
der Ummeldung von betrieblichen Kraft-
fahrzeugen. Es kommt bei der Betriebs-
übergabe jedoch vor, dass die Ummel-
dung der betrieblichen Kraftfahrzeuge 
erst zu einem späteren Zeitpunkt erfolgt. 

Verspätete Ummeldung?

Beispiel: Der Landwirt A hat seinem 
Sohn im August 2015 den gesamten 
landwirtschaftlichen Betrieb samt Trak-
toren zur weiteren Bewirtschaftung 
übergeben. 2017 möchte nun der Über-
nehmer die Traktoren auf sich ummel-
den und hierfür die Begünstigung nach 
dem NeuFöG in Anspruch nehmen.

Lösung: Die Übergabe stellt eine Betriebs-
übertragung dar und die Übertragung 
der Kraftfahrzeuge ist unmittelbar durch 
die Betriebsübertragung veranlasst. Da 
es auf die tatsächliche Übergabe und die 
Aufnahme in das Anlagevermögen des 
Übernehmers (Sohn), nicht jedoch auf 
den Zeitpunkt der Ummeldung des Kraft-
fahrzeuges ankommt, steht die Befreiung 
von der Gebühr im Jahr 2017 noch zu.

Für weitere Fragen im Zusammenhang 
mit Betriebsübergaben stehen wir Ihnen  
gerne zur Verfügung.
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